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Birgitta Nedelmann

Darstellungszwänge und Blockierungseffekte in politischen

Auseinandersetzungen - Zur Analyse von Konflikttransforma¬

tionsprozessen.

"The crucial problem in politics ls the management of con-

flict ... All politics, all leadership and all organization

involve the management of conflict."

Obwohl oft zitiert und zum Ausgangspunkt ganz unterschied¬

licher Politikanalysen genommen, ist diese hier von E.E.

Schattschneider schlagwortartig formulierte Perspektive zur

Analyse von Politik m.E. dennoch häufig nicht konsequent ge¬

nug verfolgt und ernst genommen worden. Wird das Management

von Konflikten als wichtigste und zentrale Aufgabe von Poli-

tik(ern) angesehen, so müßte diese "aktivistische" Defini¬

tion von "Politik-Machen" auch Konsequenzen haben für das

analytische Schwergewicht wissenschaftlicher Fragen. Diese .

müßten dann nämlich den Mechanismen und Formen gelten, in

denen das Konflikt-Management betrieben wird.

Eine solche Perspektive von sozialem Handeln als "konflik-

tivem Tun" ist -im Gegensatz zur Politischen Wissenschaft¬

in der klassichen Soziologie längst vertreten. Georg

Simmeis soziologische Analyse des "Streites" behandelt ja

gerade solche Prozesse der Auseinandersetzung um bestimmte

soziale Sachverhalte. An diese Simmelschen Untersuchungen

kann hier insofern erinnert werden, als sie -obwohl nicht

explizit auf die Analyse politischer Fragen, sondern allge¬

meiner auf Prozesse sozialen "Streits" zugeschnitten-

in exemplarischer Weise geeignet erscheinen, die angedeutete

Perspektive von Politik als Konflikthandhabung zu verdeut¬

lichen. Anstatt vorwiegend nach den Entstehungsgründen zu

fragen, konzentriert sich Simmel vielmehr auf die ihm sozio¬

logisch relevanter erscheinenden Probleme nach den Ablauf¬

prozessen, Darstellungsformen und Beendigungsmechanismen
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von Streit. Simmel analysiert hierbei auch, wie die konfli-

gierenden Parteien Sachverhalte im Prozeß der Auseinander¬

setzung verändern, uminterpretieren und verlagern. Er betont

damit den dynamischen Charakter der Bildung und Umbildung
des Streitgegenstandes; dieser erscheint als Produkt der

Wechselwirkung zwischen den Kontrahenten.

Die Ausarbeitung und Anwendung einer solchen Perspektive auf

das soziale Subsystem der Politik scheint nun umso mehr nahe¬

zuliegen, als dem politischen System -im Gegensatz zum so¬

zialen System- explizit ja oft die Funktion des "Streites",
der Durchsetzung von konfligierenden Absichten zugeschrieben

wird; die allgemeine soziologische Perspektive des Streites

als sozialem Handeln müßte sich daher insbesondere für die

Analyse von Handeln im politischen System eignen. In diesem

Fall stünden im Mittelpunkt des Interesses weniger Fragen

nach den "letzten Ursachen" politischer Konflikte, sondern

solche nach den "Ursachen des Ablaufs". Dementsprechend wäre

etwa danach zu fragen, wie politische Akteure Konfliktgegen¬

stände zu Kampfzwecken mobilisieren und konstruieren; wie

Streitgegenstände zwecks Zustimmungserwerb dargestellt und

begründet werden; durch welche Mechanismen die Konfliktgegen¬

stände im Laufe des Prozesses der Auseinandersetzung ver¬

ändert werden.

Solche Prozesse der Darstellung von Konflikten, der Über¬

zeugung multipler Zuhörerschaften, der Uminterpretation und

Anpassung der Sachverhalte an wechselnde Konstellationen dürf¬

ten faktisch für die beteiligten Akteure höchst zeitraubende

und sozial strapaziöse Tätigkeiten sein. Aber nicht nur des¬

halb liegt es nahe, eine Perspektive der -wie es hier genannt

werden soll- "Konflikttransformation" auszuarbeiten. Viel¬

mehr läßt sich darüber hinaus vermuten, daß nur in den sel¬

tensten Fällen Konfliktobjekten eine derartige intrinsische

Durchschlagkraft anhaftet, so daß sie schnell, direkt und un¬

verändert in das politische Entscheidungszentrum vordringen.
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Stattdessen ist realistischer davon auszugehen, daß die

Durchschlagkraft Konfliktobjekten erst "verliehen" werden

muß. Das mag sich etwa in solchen Unternehmungen ausdrücken,

daß die Bedeutsamkeit und Vorrangigkeit eines Problems glaub¬

haft zu machen versucht wird; oder daß ein Konfliktobjekt so

umdefiniert wird, daß es anderen -mit höheren ErfolgsChancen

ausgestatteten- institutionellen Arenen und Kanälen zugäng¬

lich gemacht wird; oder daß sich statushohe Träger bereit

erklären, als "Sprachrohr" eines Konfliktobjektes aufzutre¬

ten. Die Transformation von Konflikten ist also -so wird

hier ganz allgemein vermutet- eine Voraussetzung dafür,

daß Konfliktgegenstände eine Chance erhalten, die unter¬

schiedlichen Stufen und Hürden eines komplexen politischen

Prozesses zu überwinden.

Damit stellt sich nun die Frage, wie sich eine solche Per¬

spektive der Konflikttransformation näher konzeptualisieren

läßt,d.h. welche begrifflichen Dimensionen dabei besonders

berücksichtigt werden sollten. Im Zusammenhang dieser be¬

grenzten Ausführungen können nur einige wenige Dimensionen

vorgeschlagen und kurz erläutert werden.

Der Prozeß, in dem ein Konfliktobjekt politisch bearbeitet

wird, wird u.a. durch institutionalisierte Regelungen und

politisch-strategische Manöver von Seiten der beteiligten

Akteure strukturiert. Solche Strukturierungen können etwa

Bedingungen festlegen, unter denen eine Streitfrage als

"politisch" gilt; die Fristen, innerhalb derer bestimmte

politische Handlungen eingeleitet oder abgeschlossen sein

müssen, um angezielte Effekte zu haben. Zwei Aspekte sol¬

cher Strukturierungen erscheinen für die folgenden Über¬

legungen von besonderem Interesse. Erstens handelt es sich

dabei um die Art und Anzahl der Arenen , die ein Kon¬

fliktobjekt im politischen Prozeß durchläuft, ehe es eine

endgültige Regelung erfährt. Solche Arenen können institu¬

tionell vorgeschrieben sein (parlamentarische Arena;Ausschuß¬

arena; Gerichtsarena) ; sie können aber auch von den Akteuren
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zum Zweck der Beschleunigung oder Verzögerung des Konflikt¬

transformationsprozesses inszeniert werden (Arena von Sonder¬

wahlen; öffentliche Anhörungen; geheime Verhandlungen). Da¬

bei können Konfliktprozesse gleichzeitig oder sukkzessiv auf

mehreren Arenen ausgetragen werden. Der zweite wichtige

Aspekt zur Charakterisierung der Struktur des politischen

Prozesses betrifft die Festlegung der Art und Zahl der an

einem Konflikttransformationsprozeß beteiligten Akteure.

Fragt man nun nach der Beziehung zwischen Arenen und Akteu¬

ren, so wird deutlich, daß dies ein variables Verhältnis

ist. Interessengruppen etwa mögen in manchen politischen

Prozessen in "frühen" Stadien an diesem Prozeß teilnehmen,

während bindende Entscheidungen den Parteien oder der Regie¬

rung vorbehalten bleiben. In anderen Fällen hingegen mögen

Interessengruppen die Entscheidungskompetenz besitzen, wäh¬

rend Parteien und/oder Regierung als bloße "Beobachter"

oder "Kontrolleure" fungieren. Die Akteure nehmen also arenen¬

spezifisch unterschiedlich am Konflikttransformationsprozeß
teil und spielen dabei jeweils unterschiedliche Rollen, das

eine Mal etwa als Hauptakteure, ein anderes Mal als "Zuhörer¬

schaft", ein drittes Mal als »Kontrolleure".

Den folgenden Überlegungen liegt die Annahme zugrunde, daß

die Art, in der Konfliktobjekte behandelt werden, beeinflußt

wird durch diese Differenzierung multipler Arenen, in denen

die verschiedenen Akteure simultan jeweils arenenspezifisch

unterschiedlich stark partizipieren können. Geht man von einer

bestimmten Arena als Bezugspunkt aus, so ist zu erwarten,daß

die jeweiligen Akteure einerseits an der Weitervermittlung

des Konfliktobjektes orientiert und dabei auf die Akteure

dieser Arena bezogen sind; andererseits werden sie sich

zugleich auch an Akteuren anderer Arenen orientieren,

denen gegenüber sie die Art ihrer Konflikttransformation

darstellen müssen (etwa der Organisationsgefolg¬

schaft; den Wählern; dem Ausland). Akteure müssen also Trans¬

formationsaktivitäten zu Weitervermittlungszwecken mit Trans-
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formationsaktivitäten zu Darstellungszwecken zu vereinbaren

suchen. Da Akteure u.U. zugleich in mehreren Arenen parti¬

zipieren (etwa Parteien im Parlament, in Ausschüssen und in

Wahlversammlungen), die die Konstituierung jeweils anderer

Zuhörerschaften und Binnen- und Außenverhältnisse bedeuten,

ergeben sich in solchen Fällen außerordentlich komplizierte

wechselseitige Verhältnisse der Weitervermittlung einer¬

seits und der Darstellung andererseits. Diese beiden Orien¬

tierungen können übereinstimmen oder sich ergänzen; sie

können jedoch auch -wie gleich zu zeigen versucht wird-

einander widersprechen. So hat Niklas Luhmann darauf hinge¬

wiesen, daß "der Wechsel öffentlicher und nichtöffentlicher

Stationen des Verfahrens, also der Wechsel seines Zuhörer¬

kreises"
^

als ein Mechanismus eingesetzt werden kann, durch

den sich unterschiedliche Darstellungsstile miteinander ver¬

einbaren lassen. Der Wechsel in eine Arena der Nicht-Öffent¬

lichkeit erlaube es etwa, "mehr Vernunft und Entgegenkommen

zu zeigen, als mit der öffentlichen Linie der Partei oder

mit ihrer Oppositionsrolle vereinbar" sei. Hingegen er¬

öffnet der Wechsel von einer nicht-öffentlichen in eine

öffentliche Arena die Möglichkeit, eine höhere Verpflichtung

gegenüber bestimmten Positionen einzugehen und damit auch

die Kontrahenten zu zwingen, sich an bestimmte Positionen

zu binden. Je multipler die Arenen sind, auf denen Auseinan¬

dersetzungen um Konfliktgegenstände ausgetragen werden, um

so schwerer wird es für die Akteure sein, die verschiedenen

Darstellungsprozesse zu koordinieren und voneinander abzu¬

schotten. Das "Durchsickern" nicht-öffentlicher Darstellungs¬

weisen in die Arena der Öffentlichkeit beispielsweise kann

bekanntlich manchmal für politische Akteure den Ruin ihrer

Karriere bedeuten oder zumindest eines hohen Interpretations¬

aufwandes bedürfen, um als miteinander vereinbar zu erschei¬

nen.

Eine nähere Ausarbeitung dieser Perspektive verlangt je¬

doch zunächst ein begriffliches Gerüst, welches es ermög¬

licht, in differenzierter Weise die Art zu erfassen, in
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denen Konfliktobjekte transformiert werden können. Denn erst

dann kann ja präzisiert werden, in genau welcher Weise

arenenspezifisch unterschiedliche Prozesse der Konfliktob¬

jekt-Definition stattfinden und welche Konsequenzen sich

hieraus für den Prozeß der Weitervermittlung durch das poli¬
tische System ergeben. Das für diesen Problemzusammenhang
vorgeschlagene begriffliche Gerüst enthält zwei Hauptdimen¬

sionen, nämlich erstens "Partikularisierung" und zweitens

"Wertladung".

Unter "Partikularisierung" wird diejenige Tätigkeit verstan¬

den, die sich auf die Anwendung "kognitiver Ressourcen" zur

Transformation und Darstellung von Konfliktobjekten bezieht.

Dies umfaßt im Falle umstrittener Ansprüche etwa die Fähig¬
keit zur Spezifizierung dessen, was gefordert, wie viel ge¬

fordert und an wen die Forderung zu richten ist. Eine solche

Spezifizierung dürfte dazu beitragendem Konfliktobjekt höhe¬

re VermittlungsChancen zu verleihen. Dabei werden derartige

"operative Zielformulierungen", die eine "möglichst quanti¬
tative Angabe von Zielgrößen (wie viel wovon) und die Anga¬
be von Zielterminen (bis wann)" enthalten

, vermutliche um

so eher dann vorzunehmen sein, wenn das betreffende Konflikt¬

objekt bereits eine gewisse Transformationsgeschichte hinter

sich hat.

Auf einen anderen Aspekt von Partikularisierungstätigkeiten
hat schon Georg Simmel aufmerksam gemacht. Im Zusammenhang
seiner Diskussion unterschiedlicher Arten der Konfliktlö¬

sung hat er auf die "Teilbarkeit" von Konfliktgegenständen

hingewiesen und die Effekte dieses Merkmals für eine Lösung
durch Kompromiß erörtert. Die Fähigkeit von Akteuren, Kon¬

fliktobjekte in Unterdimensionen zu zerlegen, oder -wo dies

nicht möglich ist- dem Konfliktgegenstand neue teilbare

Dimensionen zuzuführen, kann also als eine die Lösungsfin-

dung beschleunigende Transformationstätigkeit angesehen wer¬

den. Während unteilbar definierte Konfliktobjekte schwer in

Konfliktlösungen transformierbar sind und daher für Verhand-
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lungsarenen ein Problem darstellen, sind sie andererseits

für Zwecke der Darstellung etwa in öffentlichen Arenen gerade

geeignet. Die öffentliche Darstellbarkeit eines Standpunktes

dürfte umso leichter sein, je unteilbarer der Konfliktgegen¬

stand formuliert wird. Es scheint demnach ein typischer Wi¬

derspruch zwischen den Transformationschancen und den Dar¬

stellungsmöglichkeiten unteilbar definierter Konfliktobjekte

zu bestehen.

Ein weiterer, die Transformations-und Darstellungschancen je

unterschiedlich beeinflussender Umstand dürfte die Anzahl

der Partikularisierungs-Dimensionen (oder: Realisierungs-Al¬

ternativen) sein, die Akteure mit einem bestimmten Konflikt¬

objekt verbinden. Je mehr Partikularisierungs-Dimensionen

man einführt, desto verhandelbarer dürfte das Konfliktobjekt

werden;aber je höher der Partikularisierungsgrad eines Kon¬

fliktobjektes, desto größer sind gleichzeitig die Schwierig¬

keiten der Darstellung dieses Konfliktgegenstandes in einer

öffentlichen Arena und das umso mehr, je multipler und je

heterogener die Zuhörerschaft ist, der das Konfliktobjekt

dargestellt werden soll. Allerdings stellen zu hoch partiku-

larisierte Konfliktobjekte auch für Zwecke der Transformation

in Verhandlungsgegenstände ein Problem dar, denn sie sind

schwer auf Lösungsalternativen reduzierbar.

Die zweite -hier ebenfalls nur skizzierbare- Dimension wird

als Wertladung bezeichnet. Mit diesem Begriff werden solche

Transformations- und Darstellungsaktivitäten gemeint, die

sich auf die Konstruktion politisch-kultureller Wertbezüge

und deren Übertragung auf die Definition der Streitgegenstän¬

de beziehen. Es dürfte zum Beispiel für die Chancen der Lös¬

barkeit und für die Art der Darstellung des Anspruchs auf

"Mehr Freizeit" relevant sein, ob damit die Realisierung des

Wertes "Selbstverwirklichung des Individuums" oder des Wertes

"Überwindung der Arbeitslosigkeit" beansprucht wird. Denn

nicht nur werden vermittelt über diese unterschiedlichen

Wertladungs-Bereiche unterschiedliche Adressaten angesprochen,
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sondern es wird von den Akteuren zugleich signalisiert, in

welcher Weise sie beanspruchen, an den zentralen gesell¬

schaftlichen Werten teilzuhaben bzw. alternative sozio-poli-

tische (sub-)kulturelle Werte durchzusetzen. Politische

Akteure können dabei in das Dilemma geraten, daß sich zur

Darstellung eines Konfliktobjektes in einer Arena ein be¬

stimmter Wertladungs-Bereich anbietet, während das Konflikt¬

objekt in anderen Arenen und für andere Zuhörerschaften mit

einem dem ersten Wertladungs-Bereich widersprechenden Wert

assoziiert werden muß. Multiple Arenen können also die Mo¬

bilisierung von multiplen und miteinander kollidierenden

Wertladungs-Berelchen erforderlich machen, die sich inter-

prebtorisch nur schwer vermitteln lassen. Ein Beispiel für

diese Schwierigkeit sind Parteien, die in der organisations¬

internen Arena ihren Parteimitgliedern gegenüber andere

Wertorientierungen bekunden müssen als gegenüber potentiel¬

len Wählern. Die Homogenisierung unterschiedlicher Wertla-

dungs-Bereiche dürfte dann umso schwieriger sein, je stär¬

ker die Identität organisierter politischer Akteure in der

Außenwahrnehmung mit einem Wertrealisierungs-Anspruch ge¬

koppelt ist, der zugleich in der Binnenwahrnehmung als

"Abweichen" von der Parteilinie o.a. interpretiert wird.

Neben diesen mit dem Wertladungs-Bereich verbundenen Trans¬

formations- und Darstellungsproblemen stellen sich den Ak¬

teuren noch andere Probleme, die mit einem weiteren Aspekt

der Wertladungstätigkeit zusammenhängen. Dieser Aspekt wird

hier als Wertladungs-Intensität bezeichnet. Die Aktivierung

und Durchsetzung von Konfliktgegenständen beruht u.a. auch

auf der Fähigkeit politischer Akteure, bestimmte Sachverhal-

te erfolgreich als "dringender Behandlung" bedürftig hinzu¬

stellen, d.h. andere relevante Akteure von der Dringlichkeit

eines Problems zu überzeugen. Die Wertladungs-Intensität po¬

litischer Streitgegenstände dürfte sowohl die Geschwindig¬

keit, mit der ein Konfliktgegenstand den politischen Prozeß

durchläuft, als auch seine Darstellbarkeit in den jeweiligen

Arenen der Konfliktaustragung beeinflussen. Ganz allgemein
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ist zu vermuten, daß hoch wertladungs-intensive Konfliktob¬

jekte zwar einerseits leichter darzustellen sind als niedrig

wertladungs-intensive Konfliktobjekte. Andererseits aber

werden die Chancen, hoch wertladungs-intensive Konfliktob¬

jekte in Entscheidungen zu transformieren, vermutlich vermin¬

dert -zumindest in solchen Situationen, in denen Koalitions¬

bildungen für den Zweck der Entscheidungsdurchsetzung unent¬

behrlich sind-; denn mit zunehmender Intensität dürfte auch

die Fixiertheit auf einmal eingenommene Positionen zunehmen

und also die für die Entscheidungsfindung notwendige Flexi¬

bilität und Distanzierungsfähigkeit abnehmen.

Worauf kann die Intensität von Wertladungen beruhen ?

Von den Akteuren ausschöpfbare "Quellen" der Wertladungs-In-

tensitätssteigerung bzw. -neutralisierung sind etwa Wahlter¬

mine, der Abschluß von Haushaltsjahren oder Fristen für An¬

tragstellungen. Ebenso wichtig wie die Fähigkeit, diese oder

andere Quellen auszuschöpfen, um ein Konfliktobjekt als

dringender Entscheidung bedürftig hinzustellen, ist die Fähig¬

keit, solche Quellen wieder "stillzulegen"; diese Kontroll¬

fähigkeit von Wertladungs-Quellen dürfte vor allem dann ge¬

ring sein, wenn durch die institutionalisierte Routine des

Verfahrensablaufs Terminzwänge und Zeitknappheit geschaffen

werden, deren sich die politischen Akteure kaum entziehen

können und die "automatisch" die Wertladungs-Intensität von

Konfliktobjekten festlegen.

Knapp zusammengefaßt kann damit gesagt werden: Die Struktur

von Konfliktobjekten kann als eine bestimmte Kombination von

Wertladung (Einführung von Wertladungs-Bereichen; Versehen

mit Wertladungs-Intensität) und Partikularisierung (Spezi¬

fizierung; Definition der Teilbarkeit; Einführen von Reali¬

sierungs-Alternativen) beschrieben werden. Ganz allgemein

dürfte gelten, daß die Chancen zur Weitervermittlung einer¬

seits und zur glaubwürdigen und zustimmungsfähigen Dar¬

stellung eines Konfliktobjektes andererseits durch Variation

der Struktur des Konfliktobjektes verändert werden können.
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Ein solcher -hier nur andeutungsweise präsentierter- Be¬

zugsrahmen zur Interpretation von Transformations- und Dar¬

stellungsprozessen sollte auf eine Vielzahl von empirischen

Fällen der Konfliktaustragung angewendet werden können. Zu

denken ist etwa an die Erklärung der vielen Fälle, in denen

wegen der Diskrepanz zwischen ursprünglicher Forderung und

schließlicher Entscheidung kaum von "erfolgreichen" Konflikt¬

vermittlungen gesprochen werden kann. Im Zusammenhang dieser

Ausführungen sei auf die Analysemöglichkeiten von Konflikt¬

prozessen aufmerksam gemacht, die entweder gar nicht oder

nur unter großer zeitlicher Verzögerung zur Entscheidung
führen. Auf welche Gründe sonst solche Blockierungen und

Verzögerungen zurückzuführen sein mögen -eine Ursache

mag darin liegen, daß sich die politischen Akteure einem

Konfliktobjekt gegenüber sehen, dessen spezifische Struktur

-obwohl selbst Produkt ihrer Transformationstätigkeiten-

es ihnen erschwert, weitere Transformationsleistungen zu

vollziehen und die Blockierung zu überwinden. Die generelle

These lautet hierbei, daß die Akteure in Konstellationen

geraten können, in denen ein Widerspruch zwischen Dar¬

stellungszwang und Transfornationserfordernis vorliegt.

Die folgenden Überlegungen und Hypothesen beziehen sich auf

den Prozeß der Auseinandersetzungen um die sog. Zusatzrenten

in Schweden von 1936-1960.8 Die rund 25-jährigen Bemühungen
der Akteure (Parteien, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän¬

de), eine Entscheidung in dieser Frage der Reformierung der

Altersversorgung herbeizuführen, scheiterten aus einer Viel¬

zahl von Gründen, auf die hier nicht alle eingegangen werden

kann noch muß. Es sei nur so viel erwähnt, daß zu Prozeß¬

beginn eine beschleunigte Konfliktaustragung dadurch verhin¬

dert wurde, daß das Konfliktobjekt gut zehn Jahre lang in

verschiedenen Kommissionen und Ausschüssen untersucht wurde.

Gegen Ende des Konfliktprozesses wiederum gelang es den Ak¬

teuren nicht, eine parlamentarische Mehrheit für ihre jewei¬

ligen Lösungsalternativen zu finden. In dieser Situation

des "deadlock" konnte eine Entscheidung schließlich nur da-
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durch gefunden werden, daß ein Abgeordneter sich durch die

Transformation des Konfliktobjektes in einen "Gewissenskon¬

flikt" von der Parteienkonstellation löste. Die Konfliktbe¬

endigung schließlich wurde erst durch eine darauf folgende

Wahl herbeigeführt, die der Entscheidung nachträglich über

Wählerstimmenverteilung die notwendige Legitimität einbrachte.

In Orientierung also an diesen Fall sollen nun fünf Hypo¬

thesen vorgestellt werden, die sich auf die Umstände der

Blockierung von Entscheidungsprozessen beziehen.

These I

In Untersuchungsgegenstände transformierte Konfliktobjekte

tendieren dazu, den Entscheidungsprozeß zu verzögern oder

ganz zu blockieren.

Das Problem der Zusatzrenten wurde gut zehn Jahre lang von

unterschiedlichen Kommissionen, Gremien und Ausschüssen un¬

tersucht. Es zeigte sich hierbei, daß Kriterien, die Unter¬

suchungsverfahren eigen sind (wie Objektivität; Gründlich¬

keit; Allseitigkeit; Sachlichkeit etc.), sich in einer be¬

stimmten Weise auf die Struktur des betreffenden Konflikt¬

objektes auswirken. Werden Experten zu den Hauptträgern und

Untersuchungskommissionen zu den zentralen Arenen der Kon¬

flikttransformation, so wird das betreffende Konfliktobjekt

erstens tendenziell hoch partikularisiert und zweitens ten¬

denziell niedrig wertladungs-intensiv transformiert werden.

Beide Strukturelemente verstärken sich umso mehr, je länger

der Untersuchungsprozeß anhält und je mehr Experten hinzu¬

gezogen werden.

Nun sind mit einem so strukturierten Konfliktobjekt spezifi¬

sche Darstellungsprobleme verbunden; sie ergeben sich für

die politischen Akteure vor allem dann, wenn ihnen daran ge¬

legen sein sollte, das Konfliktobjekt in ein Entscheidungs¬

objekt zu transformieren, d.h. die Untersuchungsphase abzu¬

brechen und entscheidungsfähige Alternativen zu formulieren.

Zunächst stellt sich dabei -formal ausgedrückt- das Problem,
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hoch partikularisierte Konfliktobjekte zu reduzieren. Es

müssen Standpunkte bezogen und das heißt Selektionsleistungen
erbracht werden, die notwendigerweise die Nichtbeachtung oder

Abwertung einer oder mehrerer Expertenaussagen implizieren.

Typischerweise wird in solchen Situationen in die Darstellung
der bezogenen Standpunkte die Konkurrenz um das Ausmaß der

"Wissenschaftlichkeit" und um die durch Expertenurteil abge¬
stützte Haltbarkeit der Standpunkte als wichtiges Moment ein¬

gehen.

Der UntersuchungsCharakter des Konfliktobjektes nötigt den

politischen Akteuren weiterhin zur Darstellung ihrer Stand¬

punkte tendenziell die Sprache von Experten auf, die sie

häufig -aus begreiflichen Gründen- selbst nicht voll beherr¬

schen und die auch nicht von Jedem Auditorium verstanden

wird. Insgesamt also setzt die Transformation von hoch parti-

kularisierten Untersuchungsobjekten etwa in Wahlkampfthemen
die politischen Akteure der Schwierigkeit aus, bestimmte Par-

tikularisierungsdimensionen zu einem Standpunkt aggregieren

zu müssen und dabei nicht vermeiden zu können, gegen die

Standpunkte bestimmter Experten zu verstoßen. Dabei kommt

bei der Darstellung des politischen Standpunktes das sprach¬

liche Risiko hinzu, sich den Wählern "verständlich" machen

ZU müssen, ohne sich selbst zugleich als ignorante Laien zu

entlarven. Vor solche Schwierigkeiten gestellt, mögen poli¬
tische Akteure dazu tendieren, die betreffenden Konfliktob¬

jekte im Zweifelsfall zugunsten "zugkräftigerer" Themen

" auf die lange Bank "
zu schieben.

Zweitens ergibt sich aus der niedrigen Wertladungs-Intensi-

tät von Untersuchungsobjekten als Darstellungsproblem die

Frage, wie die "Dringlichkeit" des Konfliktobjektes nachge¬

wiesen werden kann; denn der Abbruch des Untersuchungsver¬

fahrens, der Trägerwechsel und die Verlagerung des Konflikt-

objektes in die parlamentarische Arena müssen durch Hinweis

auf die "Entscheidungsnotwendigkeit" des Konfliktobjektes

begründbar sein. In manchen Fällen dürfte es den politischen
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Akteuren gelingen, die Dringlichkeit wirkungsvoll unter Hin¬

weis auf den Zeitablauf zu behaupten und zu argumentieren,

daß ein direkter Zusammenhang bestehe zwischen der Dauer der

Untersuchung und der Zunahme der Brisanz des betreffenden

Konfliktobjektes. Im vorliegenden Fall der Altersversorgung

ließ sich dem Konfliktobjekt allerdings kein solcher "kumu-

q
lativer"Charakter zusprechen; vielmehr verbesserte sich

(aufgrund anderer sozialpolitischer Maßnahmen und wirtschaft¬

licher Umstände) die Lage der Rentner, so daß im Gegenteil

mit zunehmender Untersuchungsdauer die Dringlichkeit des •

Problems abnahm. Es kommt in solchen Fällen darauf an, alter¬

native Wertladungs-Quellen zu mobilisieren, die es den ent¬

scheidungsinteressierten politischen Akteuren gestatten,gegen

den womöglich erhobenen Einwand, das Problem sei noch nicht

oder nicht mehr "entscheidungsreif", sondern weiterhin "un-

tersuchungsbedürftig", dennoch die Entscheidungs-Dringlich¬

keit des Konfliktgegenstandes glaubhaft zu vermitteln.

Einige solcher alternativer Wertladungs-Quellen seien kurz

angedeutet. Zum einen stellt die Verknüpfung des Konfliktge¬

genstandes mit Verfahrens- oder Wahlterminen eine mögliche

Quelle zur Steigerung der Intensität des Konfliktobjektes

dar; dabei ist dann glaubhaft zu vermitteln, daß die Wähler

"jetzt" Bescheid haben wollen. Eine andere Wertladungs-Quelle

stellt die Drohung mit der "wachsenden Ungeduld" derjenigen

dar, denen eine Entscheidung durch die lange Untersuchungs¬

dauer bislang vorenthalten wurde. Im vorliegenden Fall der

Zusatzrentengesetzgebung wurde die Dringlichkeit durch keinen

der genannten Mechanismen induziert, sondern dadurch, daß den

politischen Akteuren drohte, ihre Kontrolle über das Konflikt¬

objekt durch konkurrierende Entscheidungsträger zu verlieren.

Die Gewerkschaftsvertretungen nämlich ließen ihre Absicht er¬

kennen, einen Wechsel des Problems in die Arbeitsmarktarena

vorzunehmen, falls sich die Akteure der parlamentarischen

Arena nicht zu einer Entscheidung auf dem Gesetzeswege durch¬

ringen würden.



150

Die Auflösung von Transformationsblockierungen, die auf dem

Charakter von Konfliktobjekten als Untersuchungsobjekten

beruhen, ist -so wurde argumentiert- mit der Änderung der

strukturellen Merkmale von Untersuchungsobjekten verbunden;

hohe Partikularisierung erfordert die Fähigkeit politischer

Akteure zur Reduktion und Standpunktformulierung; und die

niedrige Wertladungs-Intensität erfordert die Transformation

des Konfliktgegenstandes in ein dringlicher Entscheidung be¬

dürftiges Objekt. Es hat sich bei der Analyse der schwedi¬

schen Zusatzrentengesetzgebung gezeigt, daß die politischen

Akteure lange nicht in der Lage waren, diese Reduktions¬

leistungen zu erbringen und diese Dringlichkeitsnachweise

zu liefern. Daß jedoch selbst der dadurch verursachte Immo¬

bilismus in Form der Kontinuität des Untersuchungsprozesses

noch darstellungsbedürftig ist (und dies Konsequenzen für

die weitere Transformation des Konfliktobjektes haben kann),

wurde ebenfalls deutlich. Es ließ sich nämlich zeigen, daß

sich die politischen Akteure dem Druck ausgesetzt sahen,

diese fortgesetzte Blockierung der Entscheidung durch Unter¬

suchungsprozeduren zu legitimieren und daß sie sich gehalten

sahen -und zwar zunehmend mit der Länge der Untersuchungs¬

zeit-, diese Verzögerung der Reformentscheidung durch immer

großzügigere Reformvorstellungen zu kompensieren. Auf diese

Weise ließ sich die Verschleppung der Entscheidung als

"lohnend" hinstellen.

These II

Hoch wertgeladene Konfliktobjekte tendieren dazu, die

Konfliktlösung zu blockieren.

Ein weiterer Umstand, der in einer späteren Phase des Trans¬

formationsprozesses der Rentenauseinandersetzungen mit dazu

beitrug, die Konfliktlösung zu blockieren, bestand in der

zu dieser Zeit erreichten hohen und andauernden Politisie¬

rung oder -wie es ja hier genannt wird- in der permanenten

hohen Wertladungs-Intensität des Konfliktobjektes. Ist ein

Konfliktobjekt erst einmal hoch wertladungs-intensitv trans-
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formiert worden, fällt es den am Transformationsprozeß be¬

teiligten Akteuren offensichtlich schwer, die Wertladungs¬

intensität wieder abzubauen und zu verhindern, daß immer neue

Wertladungs-Quellen "angezapft" werden. "Heiße" Themen,d.h.

Konfliktobjekie mit hoher Wertladungs-Intensität, eignen sich

nicht für Lösungen durch Verhandlungen und Kompromiß, son¬

dern eher durch Mehrheitsentscheidungen. Sie legen deshalb

die Selektion solcher Arenen nahe, die zur Produktion von

Mehrheiten geeignet erscheinen. Umgekehrt fördert der Glaube

an die Verfügbarkeit solcher mehrheitsbildender Arenen -etwa

Neuwahlen, Volksbefragung o.a.- die Tendenz, Konfliktobjekte

hoch wertladungs-intensiv zu formulieren. Erweist es sich

dann jedoch -wie in dem analysierten Beispiel- , daß durch

Wahlen keine Mehrheit gefunden werden kann, so ist ein

Wechsel der Strategie durch die Verlagerung der Konfliktent¬

scheidung in die Arena geheimer ParteiVerhandlungen zwar

naheliegend, aber häufig praktisch kaum durchführbar. Denn

ein solcher Arenenwechsel droht daran zu scheitern, daß sich

die Akteure bereits zu stark an ihre jeweiligen Standpunkte

fixiert haben und hierin von Seiten der Wähler kontrolliert

werden. Dieser Umstand wird dazu führen, daß die Akteure

versuchen werden, mehrheitsbildungsfähige Arenen wahrzunehmen

und/oder zu schaffen und das Konfliktobjekt entsprechend

zu transformieren.

Ein zweiter Mechanismus, der verhindern kann, daß hoch wert-

ladungs-intensive Konfliktobjekte neutralisiert werden, er¬

gibt sich dann, wenn die Kontrahenten sich gegenseitig unter¬

stellen, bestimmte Verfahrensregeln unj'oder politische Moral¬

vorstellungen des "fair play" zu verletzen. Im vorliegenden

Fall wurden Vorwürfe der Manipulation mit konstitutionellen

Vorschriften, des Nichteinhaltens von Fristen, des Verstoßes

gegen bisher geübte Verfahrenspraktiken und des plötzlichen

Gesinnungswandels wiederholt gegenseitig erhoben. Dies

schürte den Verdacht, die Prozedur der Konflikttransforma¬

tion sei illegitim. Es scheint hier eine von den Akteuren

kaum mehr zu kontrollierende und sich eskalierende Automatik
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zu geben, bei der einmal durch Manipulationsverdacht gestei¬

gerte Wertladungs-Intensltäten sich bei jedem weiteren Ver¬

fahrensschritt verstärken.

Ein dritter Mechanismus schließlich, der geeignet ist, die

Wertladungs-Intensität des Konfliktobjektes aufrecht zu er¬

halten und auf diese Weise eine Lösung zu blockieren, wird

dann aktiviert, wenn die Akteure über den Konfliktlösungs¬
mechanismus als solchen in Streit geraten. Es lassen sich hier¬

bei -in Orientierung an ein von Johan Galtung entwickeltes

Schema- drei Typen von Konflikten unterscheiden, deren

Wertladungs-Intensität dann jeweils auf den zu lösenden Kon¬

fliktgegenstand übertragen wird. Erstens kann bei der Frage,
welcher Lösungsmechanismus angewandt werden soll, ein "Meta-"

Konflikt entstehen. Bei den Auseinandersetzungen um die Zu¬

satzrenten gerieten die politischen Akteure darüber in Streit,
ob der Lösungsmechanismus der Volksbefragung angewandt werden

sollte und -wenn ja- nach welchen konstitutionellen Regeln.
Zweitens kann ein Konflikt entstehen, der sich auf die Frage

bezieht, wie das Konfliktobjekt dem Lösungsmechanismus ange¬

paßt werden soll. Dieser "Kodierungs-" Konflikt wurde in

Form der Auseinandersetzungen um die Formulierung der dem

Volke vorzulegenden Fragen ausgetragen. Und schließlüi drit¬

tens kann ein "Dekodieruigs-" Konflikt entstehen, nämlich

dann, wenn sich die Aussagen des Lösungsinstruments durch die

Akteure nicht eindeutig interpretieren lassen. Die Wertladungs¬
intensitäten, mit der solche Konflikte in bezug auf den Lö¬

sungsmechanismus ausgetragen werden, haben die Tendenz, sich

auf den zugrundeliegenden materiellen Konflikt zu übertragen.
Im hier analysierten Fall wurde auf diese Weise eine Ent¬

scheidung über das Konfliktobjekt blockiert.

Diese drei eben analysierten Mechanismen der Wertladungs-In-

tensitätssteigerung -die permanente Mobilisierung öffentlicher

Arenen; der ständig reaktivierte Manipulationsverdachtj und

das Aufflammen eines Streites um die Angemessenheit des Kon¬

fliktlösungsmechanismus- tendieren dazu, kombiniert aufzutre-
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ten und sich gegenseitig zu verstärken. Läßt sich der Öffent¬

lichkeitscharakter einer Konfliktaustragung nicht durch

Arenenwechsel verändern, so werden in eben dieser Öffentlich¬

keit auch die Kämpfe um die Aufrechterhaltung der politischen

Moral ausgetragen und die Zerwürfnisse über die Adäquatheit

des Konfliktlösungsmechanismus offenbar werden. Es entsteht

hierdurch insgesamt der Eindruck der "Anomie", der Hilf¬

losigkeit und Unfähigkeit der beteiligten Akteure und der

vorhandenen Institutionen , den Streit beizulegen.

These III

In Prinzipien-Konflikte transformierte Konfliktobjekte ten¬

dieren dazu, die Konfliktentscheidung zu blockieren.

Eine Blockierung der Konfliktentscheidung kann auch Resultat

von Transformationen von Konfliktobjekten sein, die sich ins¬

besondere auf die Dimension der Wertladungs-Bereiche beziehen.

Werden von den Akteuren polarisierte Wertladungs-Bereiche

mobilisiert, die mit hoher Intensität vertreten und mit nur

einer oder wenigen Partikularisierungs-Dimensionen versehen

werden, so kann man von einem Prinzipien-Konflikt sprechen.

Solche Prinzipien-Konflikte dürften nur geringe Chancen zur

Konfliktlösung besitzen. Ein im Falle der Zusatzrentenproble¬

matik entstandener Prinzipien-Konflikt betraf die Frage nach

der Art des Anschlusses an die Zusatzrentenversicherung.

("obligatorisch" oder"freiwillig"). Indem nun diese Frage

mit den Wertladungs-BereidtEn der "Sicherheit" oder "Frei¬

heit" assoziiert wurde, die sich nach Definition der Akteure

nicht vereinbaren ließen, wurde dieses zunächst technisch

anmutende Problem der Art des Anschlusses zu einem zentralen

Konflikt um alternative gesellschaftliche Ordnungsvorstel¬

lungen dramatisiert.

Prinzipien-Konflikte dürften sich besonders dazu eignen, in

öffentlichen Arenen dargestellt zu werden, denn bei ihnen

sind die unterschiedlichen Standpunkte besonders gut sicht¬

bar und identifizierbar.Und je mehr z.Bsp. Parteien erwarten,
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Standpunkteindeutigkeit und -festigkeit durch Wählerstimmen

honoriert zu bekommen, desto weniger werden sie bereit sein,

Prinzipien-Konflikte flexibel zu transformieren. Diese Dar¬

stellungsvorzüge tragen dazu bei, daß Prinzipien-Konflikte

-sind sie erst einmal in der öffentlichen Arena eingeführt-

relativ lange überleben. Zwar mochten Prinzipien-Konflikte

von den Akteuren strategischer Überlegungen wegen konstruiert

worden sein; ihr Nutzen jedoch kann sich auch gegen ihre Er¬

finder wenden, indem er es ihnen erschwert, einmal bezogene

Positionen zu verlassen. Verschiedene Umstände tragen zu

dieser Fixierung bei:

Zum einen läßt sich die Tendenz beobachten, daß ein Prinzi¬

pien-Konflikt, der in bezug auf eine Partikularisierungs-

Dimension transformiert wurde, sich auch auf andere Partiku-

larisierungs-Dimensionen überträgt. So wurde im analysierten

Fall der Zusatzrentengesetzgebung die Frage der Fondsbildung

in den Polarisierungssog einbezogen, der durch den vorange¬

gangenen Prinzipienstreit um "Sicherheit" oder "Freiheit"

entstanden war. Es entstand nun ein grundsätzlicher Konflikt

um alternative Gesellschaftsmodelle.

Die Lösung von Prinzipien-Konflikten wird weiter dadurch er¬

schwert, daß sie nicht nur alle Partikularisierungs-Dimen-

sionen des fraglichen Konfliktobjektes tangieren, sondern

auch auf andere Konfliktgegenstände überzugreifen drohen.

Womöglich durch Abschottung der Konfliktgegenstände vonein¬

ander könnte eine solche sich lauffeuermäßig verbreitende

Prinzipieneskalation vermieden werden. Dies könnte man da¬

durch versuchen, daß verschiedene institutionelle Konflikt¬

austragungsmechanismen angewandt würden, durch die sich ver¬

hindern ließe, daß sich dieselben Akteurkonstellationen im¬

mer wieder bilden. Eine andere Möglichkeit wäre die Mobili¬

sierung multipler Arenen der Konfliktaustragung; dadurch

ließe sich vermeiden, daß dieselben umstrittenen Verfahrens¬

prozeduren angewandt werden müßten. Der Lösungsmechanismus

der Volksbefragung ist ein solcher Versuch zur Isolierung
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von Prinzipien-Konflikten von anderen Wahlkampthemen. Er

versagt allerdings dann -wie der vorliegende Fall lehrt-,

wenn in zu dichter zeitlicher Folge weitere Wahlkämpfe an¬

stehen, die als Arenen fortgesetzter Auseinandersetzungen

um das betreffende Konfliktobjekt fungieren.

Schließlich erschwert auch die Dauer der Auseinandersetzungen

um Prinzipien-Konflikte die Auflockerung der Blockierung.

Je länger Prinzipienpositionen vertreten werden, desto stär¬

ker werden die jeweiligen Akteure mit den von ihnen vertre¬

tenen Prinzipien identifiziert; der Prinzipienstandpunkt

wird ihnen als Identitätssymbol zugeschrieben werden. Es

dürfte für ein solches Stadium der Konfliktauseinandersetzung

typisch sein, daß die Akteure jetzt weniger die prinzipiellen

Standpunkte noch einmal darlegen und begründen, sondern daß

sie vielmehr die Umstände der Standpunktfindung rekapitulie¬

ren, Urheberrechte bei der Formulierung ihrer Position be¬

anspruchen und sich gegenseitig die "Schuld" für das Aufkom¬

men der blockierten Lage zuschieben. Wird so die Ge¬

schichte des Prinzipien-Konfliktes erst zum Gegen¬

stand der Darstellungen, dann kann die Blockierung vermut¬

lich nur noch durch Verfahrenspannen, Zufälle oder persona¬

lisierte Lösungen (etwa durch die Instanz des Gewissens)

aufgelöst werden.

These IV

In Prioritäten-Konflikte transformierte Konfliktgegenstände

tendieren dazu, den Entscheidungsprozeß zu blockieren.

Der Fall der Rentenreform wies noch weitere Formen der

Blockierung auf. Vor die Alternative gestellt, ob bei der

Reform ein bestimmtes Rentenniveau garantiert oder ob die

Höhe der Reformkosten fixiert werden solle, hatten sich die

Akteure zu entscheiden, welcher dieser Alternativen sie

höhere Priorität einräumen wollten. Wer den Wert,"Sicher¬

heit im Alter" höher prioritierte und daher bereit war, ein

bestimmtes Rentenniveau zu garantieren, mußte
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sich mit Schätzwerten bezüglich der Reformkosten begnügen
und stufte somit den Wert "wirtschaftliche Verkraftbarkeit"

niedriger ein. Wer dagegen die "wirtschaftliche Verkraft-

barkeit" der Rentenreform an oberste Stelle der Wertskala

stellte, konnte nicht gleichzeitig den Wert eines "garan¬

tierten", sondern höchstens den eines "angemessenen" Renten¬

niveaus realisieren. Im Unterschied zu Prinzipien-Konflikten
handelt es sich also bei Prioritäten-Konflikten darum, daß

die Akteure nicht gegensätzliche, sondern gleiche und multiple
Wertladungs-Bereiche aktivieren, aber darauf bestehen, diesen

Werten eine unterschiedliche Priorität einzuräumen. Auch

dies kann eine Übereinstimmung bezüglich der vorgeschlagenen

Lösungsalternativen verhindern.

Die Transformation von Konfliktobjekten in Prioritäten-Kon¬

flikte liegt den Kontrahenten in solchen Situationen nahe,
in denen sie zugleich dem Druck zur Demonstration ihrer Eini¬

gungsbereitschaft und dem Druck zur Differenzierung ihrer

Standpunkte ausgesetzt sind. Dies trifft zum Beispiel für

Parteien zu, die Regierungskoalitionen bilden und Absichten

zur Stabilisierung der Regierungskoalition mit der Notwendig¬
keit zur Aufrechterhaltung ihrer Parteienidentität vereinen

müssen.

Die Auflösung von durch Prioritäten-Konflikten verursachten

Blockierungen ist vor allem mit der Schwierigkeit verbunden,
daß die Akteure eine einmal eingegangene Verpflichtung, be¬

stimmte Werte (wie "Sicherheit","gesunde Wirtschaft") zu ga¬

rantieren, nur unter dem Risiko des Verlustes von Gefolg¬
schaftsteilen aufgeben können. Die Lockerung solcher Blok-

kierungen könnte deshalb zum einen dadurch versucht werden,

daß die Wertskala nach außen hin aufrechterhalten

bleibt,d.h. das Wertprofil der betreffenden Partei unange¬

tastet bleibt, nach innen aber die Wertpriorität des

Gegners mit berücksichtigt wird. Ein weiterer Darstellungs¬
mechanismus zur Aufweichung des Prioritätenkonfliktes könnte

die Unterscheidung zwischen lnagfristiger und kurzfristiger
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Wertrealisierung sein, also die Behauptung, daß -um bei dem

Beispiel zu bleiben- kurzfristig zwar der Wert der "Fixie¬

rung der Rentenkosten", langfristig aber der der "Sicherung
des Rentenniveaus" realisiert werden würde. Schließlich ließe

es sich versuchen, glaubhaft darzustellen, daß die Verfol¬

gung des einen Wertes (etwa den der "Fixierung der Renten¬

kosten" und damit den der "gesunden Wirtschaft") Voraus¬

setzung sei für die Möglichkeit, den Wert der "Sicherung des

Rentenniveaus" zu realisieren.

These V

In Wertrealisierungs-Konflikte transformierte Konfliktobjekte

tendieren dazu, die Konfliktlösung zu blockieren.

An sich mag man zunächst vermuten, daß Konfliktobjekte dann •

große Chancen haben, gelöst zu werden, wenn sie von den Ak¬

teuren mit einem für alle Akteure verbindlichen zentralen

gesellschaftlichen Grundwert verknüpft sind (wie etwa "Gleich¬

heit", "Freiheit", "Gerechtigkeit"). Der Fall der Auseinander¬

setzungen um die Zusatzrenten zeigte jedoch, daß gerade in

bezug auf zentrale Grundwerte konsensual transformierte Kon¬

fliktobjekte die Akteure dazu herausfordert, um die Frage

zu konkurrieren -und damit Entscheidungen womöglich zu blok-

kieren-, welche der von ihnen angebotenen Lösungsalterna¬

tiven am ehesten geeignet sei, diesen Grundwert überhaupt

oder "optimal" zu realisieren. Im vorliegenden Fall kon¬

kurrierten die Akteure darum, wer mit Hilfe seiner Lösungs¬

alternative am ehesten den Grundwert der "Gerechtigkeit"

zu realisieren imstande sei.

Die Darstellung eines solchen Wertrealisierungs-Korfliktes

kann im Kontext des Drucks, die "beste" Lösung anzubieten,

oft den -von den Akteuren zunächst nicht intendierten-

Nebeneffekt haben, daß sie sich gezwungen sehen, "Überange¬

bote" zu machen. Dieser Effekt verstärkt sich umso mehr, je

länger der Wertrealisierungs-Konflikt ausgetragen wird.
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Beim Fall der Zusatzrenten zeigte sich dies darin, daß die

Kontrahenten ihre Reformangebote umso mehr steigerten, je

geringer für sie die Aussicht erschien, daß der Konflikt

tatsächlich gelöst werden würde. Als -aufgrund des Absprungs

eines Abgeordneten von der Parteilinie- schließlich den- •

noch und überraschend eine Entscheidung zustande kam, sahen

sich die verantwortlichen Parteien einem Reformwerk gegen¬

über, dessen Umfang, Höhe und Ausmaß sie weder voll und so

beabsichtigt noch in bezug auf seine Konsequenzen für die

Sozialstruktur und die Wirtschaftsordnung hinlänglich kal¬

kuliert hatten.

Zusammenfassung

In diesem Aufsatz wurden einige Konzepte zur Erfassung von

Prozessen politischer Konfliktauseinandersetzung vorgestellt.

Dabei standen im Mittelpunkt die Dimensionen Wertladung und

Partikularisierung. Diese wurden als Tätigkeiten verstanden,

durch die politische Akteure die Struktur der von ihnen

behandelten Streitgegenstände bestimmen. Variationen dieser

Struktur von Konfliktobjekten beeinflussen die Chancen der

Weitervermittlung von Konfliktobjekten im politischen Ver¬

fahrensprozeß und die Möglichkeiten ihrer arenenspezifischen

Darstellung.

In diesem Zusammenhang wurde auf ein spezielles Problem von

Konflikttransformation aufmerksam gemacht: Politische Ak¬

teure können in widersprüchliche Situationen geraten, bei

denen der Zwang zur Darstellung eines Konfliktobjektes

Dritten gegenüber sie zugleich daran hindert, das Konflikt¬

objekt in eine Entscheidung zu transformieren.

Anhand einer Fallstudie wurden fünf Konstellationen geschil¬

dert, bei denen diese Widersprüchlichkeit den Entscheidungs¬

prozeß blockierte. Es konnte gezeigt werden, daß die Auf¬

lösung solcher blockierten Entscheidungssituationen be¬

stimmte Transformationsleistungen voraussetzt, die von den
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Akteuren nicht "beliebig" erbracht werden können.

Der in diesem Aufsatz behandelte Sachverhalt des möglichen

Widerspruchs zwischen Darstellungszwang und Transformations¬

erfordernis betrifft nur einen sehr begrenzten Aspekt

dessen, womit sich eine Perspektive zu beschäftigen hätte,

die politisches Verhalten und politische Prozesse als

"konfliktives Tun" analysieren will.
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